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1. Die nachfolgend aufgeführten allgemeinen 
Lieferungs- und Zahlungsbedingungen (LZB) gelten 
für alle Holzverkäufe in der Säge- und Holzindustrie 
Baden–Württemberg an Unternehmer im Sinne 
des § 14 BGB in laufender und künftiger 
Geschäftsverbindung. 

2. Allgemeine Geschäftsbedingungen des Käufers 
gelten nur, soweit der Verkäufer ihnen schriftlich 
zugestimmt hat. 

3. Vereinbarungen mit Beauftragten sind nur gültig, 
soweit diese schriftlich bestätigt werden. 

4. Der Verkäufer ist berechtigt, firmen- und 
personenbezogene Daten des Käufers zu speichern 
und zu verarbeiten. 
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1. Der Verkäufer ist an Angebote vor deren Annahme 
nicht gebunden. 

2. Den Verkaufspreisen ist die jeweils gültige 
Mehrwertsteuer hinzuzurechnen. Verpackung und 
Transportkosten sind nicht in ihnen enthalten. 

3. Zahlungen sind frei Zahlstelle des Verkäufers zu 
leisten. 
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1. Für die Lieferung des Verkäufers ist die Verladestelle 
Erfüllungsort. Bei Anlieferung trägt der Käufer die 
Gefahr. Bei geänderter Anweisung trägt der Käufer 
die zusätzlichen Kosten. 

2. Lieferung frei Baustelle oder frei Lager bedeutet 
Anlieferung ohne Abladen und unter der 
Voraussetzung einer mit schwerem Lastzug 
befahrbaren Anfuhrstraße. Verlässt das 
Lieferfahrzeug auf Weisung des Käufers die 
befahrbare Anfuhrstraße, so haftet dieser für daraus 
entstehende Schäden. Das Abladen hat unverzüglich 
und sachgemäß durch den Käufer zu erfolgen. 
Wartezeiten, die vom Käufer zu vertreten sind, 
werden diesem berechnet. 

3. Die Einhaltung von Fristen für Lieferungen setzt den 
rechtzeitigen Eingang sämtlicher vom Käufer zu 
liefernden Unterlagen, erforderlichen Genehmigungen 
und Freigaben, insbesondere von Plänen, sowie die 
Einhaltung der vereinbarten Zahlungsbedingungen 
und sonstigen Verpflichtungen durch den Käufer 
voraus. Werden diese Voraussetzungen nicht 
rechtzeitig erfüllt, so verlängern sich die Fristen 
angemessen; dies gilt nicht, wenn der Verkäufer die 
Verzögerung zu vertreten hat. 

4. Die Nichteinhaltung von Lieferungsterminen und 
Lieferungsfristen berechtigt den Käufer zur 
Geltendmachung der ihm zustehenden Rechte erst 
nach Bestimmung einer angemessenen Nachfrist von 
wenigstens acht Werktagen. 

5. Ist die Nichteinhaltung der Termine oder Fristen auf 
höhere Gewalt,  z. B. Mobilmachung, Krieg, Aufruhr, 
oder auf ähnliche Ereignisse, z. B. Streik, 
Aussperrung, Verkehrsstörungen zurückzuführen, 
verlängern sich die Fristen angemessen. 

6. Kommt der Verkäufer in Verzug, kann der Käufer – 
sofern er glaubhaft macht, dass ihm hieraus ein 
Schaden entstanden ist – eine Entschädigung für jede 
vollendete Woche des Verzuges von je 0,5 %, 
insgesamt jedoch höchstens 5 % des Preises für den 
Teil der Lieferungen verlangen, der wegen des 
Verzuges nicht in zweckdienlichen Betrieb genommen 
werden konnte. 

7. Sowohl Schadensersatzansprüche des Käufers 
wegen Verzögerung der Lieferung als auch 
Schadensersatzansprüche statt der Leistung, die über 
die in Nr. 6 genannten Grenzen hinausgehen, sind in 
allen Fällen verzögerter Lieferung, auch nach Ablauf 
einer dem Verkäufer etwa gesetzten Frist zur 
Lieferung, ausgeschlossen. Dies gilt nicht, soweit in 
Fällen des Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit, der 
Verletzung wesentlicher Vertragspflichten oder wegen 
der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit zwingend gehaftet wird. 

8. Vom Vertrag kann der Käufer im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen nur zurücktreten, soweit 
die Verzögerung der Lieferung vom Verkäufer zu 
vertreten ist. Eine Änderung der Beweislast zum 
Nachteil des Käufers ist mit den vorstehenden 
Regelungen nicht verbunden. 

9. Der Käufer ist verpflichtet, auf Verlangen des 
Verkäufers innerhalb einer angemessenen Frist zu 
erklären, ob er wegen der Verzögerung der Lieferung 
vom Vertrag zurücktritt oder auf der Lieferung besteht.  

10. Werden Versand oder Zustellung auf 
Wunsch des Käufers um mehr als einen Monat nach 

Anzeige der Versandbereitschaft verzögert, kann dem 
Käufer für jeden angefangenen Monat Lagergeld in Höhe 
von 0,5 % des Preises der Gegenstände der Lieferungen, 
höchstens jedoch insgesamt 5 %, berechnet werden. Der 
Nachweis höherer oder niedrigerer Lagerkosten bleibt den 
Vertragsparteien unbenommen. 

11. Der Käufer ist verpflichtet, Teillieferungen in 
zumutbarem Umfang abzunehmen. Der Käufer darf die 
Abnahme nicht wegen unerheblicher Mängel verweigern. 
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1. Die Rechnung wird über jede Sendung gesondert unter 
dem Datum des Versandtages der Ware erteilt. Dies gilt 
auch für vereinbarte Teillieferungen. Vereinbarte 
Zahlungsfristen beginnen mit diesem Tage zu laufen. 

2. Geleistete Anzahlungen bei Abschlüssen werden, wenn 
nichts anderes vereinbart, auf die einzelnen 
Teillieferungen anteilig verrechnet. 

3. Ist bei laufender Geschäftsverbindung kein besonderes 
Zahlungsziel zur Übung geworden oder vereinbart, so ist 
der Kaufpreis nach Wahl des Käufers entweder innerhalb 
von 14 Tagen mit 2 % Skonto oder innerhalb 30 Tagen 
ohne Abzug zu zahlen. 

4. Skontogewährung hat zur Voraussetzung, dass das Konto 
des Käufers sonst keine fälligen Rechnungsbeträge 
aufweist. Skontierfähig ist nur der reine Warenwert 
einschließlich Mehrwertsteuer ohne Fracht und 
Verpackung. 

5. Rechnungsregulierung durch Scheck oder Wechsel erfolgt 
zahlungshalber und bedarf der Zustimmung des 
Verkäufers; Diskont, Wechselspesen und Kosten trägt der 
Käufer, sofern nichts anderes vereinbart ist. 

6. Rückwechsel werden grundsätzlich nicht ausgestellt. 
Sollte dies ausnahmsweise in Einzelfällen geschehen, die 
jedoch ausdrücklich vereinbart sein müssen, so tritt eine 
befreiende Leistung erst dann ein, wenn der Verkäufer 
den Kaufpreis erhält und gleichzeitig keine weiteren 
Verbindlichkeiten mehr bestehen. 

7. Bei Zahlungsverzug, Scheck- oder Wechselprotest ist der 
Verkäufer berechtigt, weitere Lieferungen nur gegen 
Vorauskasse auszuführen, alle offen stehenden 
Rechnungsbeträge sofort fällig zu stellen und gegen 
Rückgabe zahlungshalber hereingenommener Wechsel 
Barzahlung oder Sicherheitsleistung zu verlangen. 

8. Die Aufrechnung von Gegenforderungen ist nur insoweit 
zulässig, als es sich um unbestrittene oder rechtskräftig 
festgestellte Forderungen handelt. 
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1. Holz ist ein Naturstoff, seine naturgegebenen 
Eigenschaften, Abweichungen und Merkmale sind daher 
stets zu beachten, insbesondere hat der Käufer seine 
biologischen, physikalischen und chemischen 
Eigenschaften beim Kauf und der Verwendung zu 
berücksichtigen. Gegebenenfalls hat er fachgerechten Rat 
einzuholen. 

2. Offensichtliche Mängel (im Sinne der §§ 434, 435 BGB 
insbesondere also auch Falschlieferung oder die 
Lieferung einer zu geringen Menge) sind in jedem Falle 
unverzüglich, spätestens innerhalb von 14 Kalendertagen 
vom Eingangstag der Ware beim Käufer schriftlich zu 
rügen. Die Rügefrist verringert sich jedoch bei Verfärbung 
auf 7 Kalendertage, es sei denn, es war Lieferung 
trockener Ware vereinbart. 

3. Nicht offensichtliche, auch bei oder nach der Verarbeitung 
erkennbar werdende Mängel (im Sinne der §§ 434, 
435 BGB insbesondere also auch Falschlieferung oder 
Lieferung einer zu geringen Menge) sind unverzüglich 
nach ihrer Entdeckung, spätestens innerhalb von 
14 Kalendertagen zu rügen. Dies gilt nicht für Rund- und 
Schnittholz. Hier ist eine Mängelrüge auch bei verdeckten 
Mängeln nur innerhalb von 14 Kalendertagen und bei 
Verfärbungen innerhalb von 7 Kalendertagen nach 
Übergabe der Ware möglich. Die Untersuchungspflichten 
nach § 377 HGB bleiben bestehen. 

4. Bei Mängelrügen dürfen Zahlungen des Käufers in einem 
Umfang zurückgehalten werden, die in einem 
angemessenen Verhältnis zu den aufgetretenen 
Sachmängeln stehen. Der Käufer kann Zahlungen nur 
zurückhalten, wenn eine Mängelrüge geltend gemacht 
wird, über deren Berechtigung kein Zweifel bestehen 
kann. Erfolgte die Mängelrüge zu Unrecht, ist der 
Verkäufer berechtigt, die ihm entstandenen 
Aufwendungen vom Käufer ersetzt zu verlangen. 

5. Erfolgt Abnahme durch den Käufer oder seinen 
Beauftragten, sind spätere Beanstandungen 
ausgeschlossen. 

6. Bei Schnittholz werden die in den Tegernseer 
Gebräuchen festgelegten Maße verrechnet, soweit keine 
anderweitige schriftliche Vereinbarung getroffen wird. 

7. Rundholz wird, soweit nicht anders vereinbart, in 
Festmetern (Fm) abgerechnet. Das Volumen (Fm) 
wird am Liefertag mit den tatsächlich vorhandenen 
Maßen ermittelt. 

8. Die Übernahme einer Garantie für das 
Vorhandensein von Eigenschaften ist nur dann 
gegeben, wenn diese ausdrücklich übernommen 
wurde. Eine Bezugnahme auf DIN-Normen 
beinhaltet grundsätzlich nur die Normgerechtigkeit 
des Erzeugnisses und begründet keine Garantie. 

9. Für Sachmängel im Sinne des § 434 BGB, 
insbesondere also auch bei Falschlieferung oder 
Lieferung einer zu geringen Menge, haftet der 
Verkäufer wie folgt: 
a. Im Zeitpunkt des Gefahrübergangs 

mangelbehaftete Kaufsachen sind nach Wahl des 
Verkäufers unentgeltlich nachzubessern, neu zu 
liefern oder neu zu erbringen. 

b. Zunächst ist dem Verkäufer Gelegenheit zur 
Nacherfüllung innerhalb angemessener Frist zu 
gewähren. Die Vorschriften über die 
Rückabwicklung in der Lieferkette (§§ 478, 
479 BGB) bleiben hiervon unberührt. 

c. Schlägt die Nacherfüllung fehl, kann der Käufer – 
unbeschadet etwaiger Schadensersatzansprüche 
vom Vertrag zurücktreten oder den Kaufpreis 
mindern. 

d. Mängelansprüche bestehen nicht bei nur 
unerheblicher Abweichung von der vereinbarten 
Beschaffenheit oder vereinbarten Liefermenge, 
bei nur unerheblicher Beeinträchtigung der 
Brauchbarkeit, bei natürlicher Abnutzung oder 
Schäden, die nach dem Gefahrübergang infolge 
fehlerhafter oder nachlässiger Behandlung, 
übermäßiger Beanspruchung, ungeeigneter 
Betriebsmittel, mangelhafter Bauarbeiten, 
ungeeigneten Baugrundes oder die aufgrund 
besonderer äußerer Einflüsse entstehen, die  
nach dem Vertrag nicht vorausgesetzt sind. 
Werden vom Käufer oder von Dritten 
unsachgemäß Änderungen oder 
Instandsetzungsarbeiten vorgenommen, so 
bestehen für diese und die daraus entstehenden 
Folgen ebenfalls keine Mängelansprüche. 

e. Ansprüche des Käufers wegen der zum Zweck 
der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, 
insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und 
Materialkosten, sind ausgeschlossen, soweit die 
Aufwendungen sich erhöhen, weil der 
Gegenstand der Lieferung nachträglich an einen 
anderen Ort als die Niederlassung des Käufers 
verbracht worden ist, es sei denn, die 
Verbringung entspricht seinem 
bestimmungsgemäßen Gebrauch. 

f. Rückgriffsansprüche des Käufers gegen den 
Verkäufer gemäß § 478 BGB (Rückgriff des 
Unternehmers) bestehen nur insoweit, als der 
Käufer mit seinem Abnehmer keine über die 
gesetzlichen Mängelansprüche hinausgehenden 
Vereinbarungen getroffen hat. Für den Umfang 
des Rückgriffsanspruchs des Käufers gegen den 
Verkäufer gemäß § 478 Abs. 2 BGB gilt Absatz d) 
entsprechend. 

g. Die Ansprüche des Käufers wegen Sachmängeln 
verjähren in einem Jahr. Dies gilt nicht, soweit das 
Gesetz gemäß §§ 438 Abs. 1 Nr. 2 (Bauwerke 
und Sachen für Bauwerke), 479 Abs. 1 
(Rückgriffsanspruch) und 634a Abs. 1 Nr. 2 
(Baumängel) BGB längere Fristen vorschreibt 
sowie in Fällen der Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit, bei einer 
vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 
Pflichtverletzung des Verkäufers, bei der 
Verletzung wesentlicher Vertragspflichten und bei 
arglistigem Verschweigen eines Mangels. Die 
gesetzlichen Regelungen über Ablaufhemmung, 
Hemmung und Neubeginn der Fristen bleiben 
unberührt. 

h. Für Schadensersatzansprüche und 
Aufwendungsersatzansprüche gilt im Übrigen 
Nr. 13. 

i. Weitergehende oder andere als die in diesem 
Abschnitt V. geregelten Ansprüche des Käufers 
gegen den Verkäufer und dessen 
Erfüllungsgehilfen wegen eines Sachmangels 
sind ausgeschlossen. 

10. Weist die Kaufsache Rechtsmängel auf, 
gelten die Bestimmungen dieses Abschnittes V. 
entsprechend. Insbesondere sind weitergehende 
oder andere als die in Abschnitt V. geregelten 
Ansprüche des Käufers gegen den Verkäufer und 
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dessen Erfüllungsgehilfen wegen eines 
Rechtsmangels ausgeschlossen. 

11. Soweit die Lieferung unmöglich ist, ist der 
Käufer berechtigt, Schadensersatz zu verlangen, es 
sei denn, dass der Verkäufer die Unmöglichkeit nicht 
zu vertreten hat. Jedoch beschränkt sich der 
Schadensersatzanspruch des Käufers auf 10 % des 
Wertes desjenigen Teils der Lieferung, der wegen der 
Unmöglichkeit nicht in zweckdienlichen Betrieb 
genommen werden kann. Dies Beschränkung gilt 
nicht, soweit in Fällen des Vorsatzes, der groben 
Fahrlässigkeit, der Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten oder wegen der Verletzung des 
Lebens, des Körpers oder der Gesundheit zwingend 
gehaftet wird; eine Änderung der Beweislast zum 
Nachteil des Käufers ist hiermit nicht verbunden. Das 
Recht des Käufers zum Rücktritt vom Vertrag bleibt 
unberührt. 

12. Sofern unvorhersehbare Ereignisse wie 
höhere Gewalt, Mobilmachung, Krieg, Aufruhr, oder 
ähnliche Ereignisse, z.B. Streik, Aussperrung, 
Verkehrsstörungen die wirtschaftliche Bedeutung oder 
den Inhalt der Lieferung erheblich verändern oder auf 
den Betrieb des Verkäufers erheblich einwirken, wird 
der Vertrag unter Beachtung von Treu und Glauben 
angemessen angepasst. Soweit dies wirtschaftlich 
nicht zumutbar ist, steht dem Käufer das Recht zu, 
vom Vertrag zurückzutreten. Will er von diesem 
Rücktrittsrecht Gebrauch machen, so hat er dies nach 
Erkenntnis der Tragweite des Ereignisses 
unverzüglich dem Verkäufer mitzuteilen und zwar 
auch dann, wenn zunächst mit dem Käufer eine 
Verlängerung der Lieferzeit vereinbart war. 

13. Schadens- und 
Aufwendungsersatzansprüche des Käufers (im 
Folgenden: Schadensersatzansprüche), gleich aus 
welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen 
Verletzung von Pflichten aus dem Schuldverhältnis 
und aus unerlaubter Handlung, sind ausgeschlossen. 
Dies gilt nicht, soweit zwingend gehaftet wird, z.B. 
nach dem Produkthaftungsgesetz, in Fällen des 
Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit, wegen 
Verletzung wesentlicher Vertragspflichten oder wegen 
der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit. Der Schadensersatzanspruch für die 
Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch 
auf den vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden 
begrenzt, soweit nicht Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit vorliegt oder wegen der Verletzung des 
Lebens, des Körpers oder der Gesundheit gehaftet 
wird. Der Aufwendungsersatzanspruch ist der Höhe 
nach auf das dreifache des Kaufpreises beschränkt, 
soweit nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt 
oder wegen der Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten, des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit gehaftet wird. Eine Änderung der 
Beweislast zum Nachteil des Käufers ist mit den 
vorstehenden Regelungen nicht verbunden.  
Soweit dem Käufer nach diesen Bestimmungen 
Schadensersatz- oder Aufwendungsersatzansprüche 
zustehen, verjähren diese in einem Jahr. Dies gilt 
nicht, soweit das Gesetz gemäß §§ 438 Abs. 1 Nr. 2 
(Bauwerke und Sachen für Bauwerke) und 634a 
Abs. 1 Nr. 2 (Baumängel) BGB längere Fristen 
vorschreibt sowie in Fällen der Verletzung des 
Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, bei einer 
vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung 
des Verkäufers, bei der Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten und bei arglistigem Verschweigen 
eines Mangels. Die gesetzlichen Regelungen über 
Ablaufhemmung, Hemmung und Neubeginn der 
Fristen bleiben unberührt. Bei 
Schadensersatzansprüchen nach dem 
Produkthaftungsgesetz gelten die gesetzlichen 
Verjährungsvorschriften. 
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1. Die gelieferte Ware beleibt bis zur Bezahlung des 
Kaufpreises und Tilgung aller aus der 
Geschäftsverbindung bestehenden Forderungen und 
der im Zusammenhang mit dem Kaufgegenstand 
noch entstehenden Forderungen als Vorbehaltsware 
Eigentum des Verkäufers. Die Einstellung einzelner 
Forderungen in eine laufende Rechnung oder die 
Saldoziehung und deren Anerkennung heben den 
Eigentumsvorbehalt nicht auf. Wird im 
Zusammenhang mit der Bezahlung des Kaufpreises 
durch den Käufer eine wechselmäßige Haftung des 
Verkäufers begründet, so erlischt der 
Eigentumsvorbehalt nicht vor Einlösung des 
Wechsels durch den Käufer als Bezogenem. Bei 
Zahlungsverzug des Käufers ist der Verkäufer zur 

Rücknahme der Vorbehaltsware nach Mahnung berechtigt 
und der Käufer zur Herausgabe verpflichtet. In der 
Rücknahme bzw. der Geltendmachung des 
Eigentumsvorbehaltes oder der Pfändung des 
Liefergegenstandes durch den Verkäufer liegt kein 
Rücktritt vom Vertrag, es sei denn, der Verkäufer hätte 
dies ausdrücklich erklärt. Der Verkäufer ist nach 
vorheriger Androhung berechtigt, die zurückgenommene 
Vorbehaltsware zu verwerten und sich unter Anrechnung 
auf die offenen Ansprüche aus deren Erlös zu befriedigen. 

2. Dem Käufer ist es gestattet, die Vorbehaltsware zu 
verarbeiten, umzubilden oder mit anderen Gegenständen 
zu verbinden. Die Verarbeitung, Umbildung oder 
Verbindung erfolgt für den Verkäufer. Der Käufer verwahrt 
die neue Sache für den Verkäufer mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmannes. Die verarbeitete, umgebildete 
oder verbundene Sache gilt als Vorbehaltsware. Bei 
Verarbeitung zusammen mit nicht dem Verkäufer 
gehörender Ware erwirbt der Verkäufer Miteigentum an 
der neuen Sache, nach dem Verhältnis des Wertes der 
Vorbehaltsware zu der anderen Ware zur Zeit der 
Verarbeitung. Wird Vorbehaltsware mit nicht dem 
Verkäufer gehörender Ware gemäß §§ 947, 948 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches verbunden, vermischt oder 
vermengt, so wird der Verkäufer Miteigentümer 
entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen. Erwirbt 
der Käufer durch Verbindung, Vermischung oder 
Vermengung Alleineigentum, so überträgt er schon jetzt 
an den Verkäufer Miteigentum nach dem Verhältnis des 
Wertes der Vorbehaltsware zu der anderen Ware zur Zeit 
der Verbindung, Vermischung oder Vermengung. Der 
Käufer hat in diesen Fällen die im Eigentum oder 
Miteigentum des Verkäufers stehende Sache, die 
ebenfalls als Vorbehaltsware im Sinne der nachfolgenden 
Bestimmungen gilt, unentgeltlich zu verwahren. 

3. Wird Vorbehaltsware vom Käufer, allein oder zusammen 
mit nicht dem Verkäufer gehörender Ware veräußert, so 
tritt der Käufer schon jetzt die aus der Weiterveräußerung 
entstehenden Forderungen in Höhe des Wertes der 
Vorbehaltsware mit allen Nebenrechten und Rang vor 
dem Rest – einschließlich etwaiger Saldoforderungen – 
sicherungshalber ab; der Verkäufer nimmt die Abtretung 
an. Wenn die weiterveräußerte Vorbehaltsware im 
Miteigentum des Verkäufers steht, so erstreckt sich die 
Abtretung der Forderungen auf den Betrag, der dem 
Anteilswert des Verkäufers am Miteigentum entspricht. 
Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend für den verlängerten 
Eigentumsvorbehalt; die Vorausabtretung gemäß Abs. 3 
Satz 1 und 3 erstreckt sich auch auf die Saldoforderung. 

4. Wird Vorbehaltsware als wesentlicher Bestandteil in das 
Grundstück eines Dritten eingebaut, so tritt der Käufer 
schon jetzt die gegen den Dritten oder den, den es 
angeht, entstehenden Forderungen auf Vergütung in 
Höhe des Wertes der Vorbehaltsware mit allen 
Nebenrechten einschließlich eines solchen auf 
Einräumung einer Sicherungshypothek mit Rang vor dem 
Rest ab; der Verkäufer nimmt die Abtretung an. Nr. 3 Satz 
2 und 3 gelten entsprechend. 

5. Wird Vorbehaltsware vom Käufer als wesentlicher 
Bestandteil in das Grundstück des Käufers eingebaut, so 
tritt der Käufer schon jetzt die aus der gewerbsmäßigen 
Veräußerung des Grundstückes oder von 
Grundstücksrechten entstehenden Forderungen in Höhe 
des Wertes der Vorbehaltsware mit allen Nebenrechten 
und mit Rang vor dem Rest ab; der Verkäufer nimmt die 
Abtretung an. Abs. 3 Satz 2 und 3 gelten entsprechend. 

6. Der Käufer ist zur Weiterveräußerung, zur Verwendung 
oder zum Einbau der Vorbehaltsware nur im üblichen 
ordnungsgemäßen Geschäftsgang und nur mit der 
Maßgabe berechtigt und ermächtigt, dass die 
Forderungen im Sinne von Abs. 3, 4 und 5 auf den 
Verkäufer tatsächlich übergehen. Zu anderen 
Verfügungen über die Vorbehaltsware, insbesondere 
Verpfändung oder Sicherungsübereignung, ist der Käufer 
nicht berechtigt. 

7. Bis auf Widerruf ist der Käufer zur Einziehung der 
abgetretenen Forderungen aus der Weiterveräußerung 
befugt. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes, 
insbesondere bei Zahlungsverzug, Zahlungseinstellung, 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, Wechselprotest 
oder wenn vergleichbare begründete Anhaltspunkte 
vorliegen, die eine Zahlungsunfähigkeit des Käufers nahe 
legen, ist der Verkäufer berechtigt, die 
Einziehungsbefugnis des Käufers zu widerrufen. 
Außerdem kann der Verkäufer nach vorheriger Androhung 
der Offenlegung der Sicherungsabtretung bzw. der 
Verwertung der abgetretenen Forderungen unter 
Einhaltung einer angemessenen Frist die 
Sicherungsabtretung offen legen, die abgetretenen 
Forderungen verwerten sowie die Offenlegung der 
Sicherungsabtretung durch den Käufer gegenüber dem 
Abnehmer des Käufers verlangen. 

8. Über Zwangsvollstreckungsmaßnahmen Dritter in 
die Vorbehaltsware oder in die abgetretenen 
Forderungen hat der Käufer den Verkäufer 
unverzüglich unter Übergabe der für den 
Widerspruch notwendigen Unterlagen zu 
unterrichten. 

9. Mit Zahlungseinstellung, Beantragung oder 
Eröffnung des Konkurses eines gerichtlichen oder 
außergerichtlichen Vergleichsverfahrens erlöschen 
das Recht zur Weiterveräußerung, zur Verwendung 
oder zum Einbau der Vorbehaltsware und die 
Ermächtigung zum Einzug der abgetretenen 
Forderungen; bei einem Scheck- oder 
Wechselprotest erlischt die Einzugsermächtigung 
ebenfalls. 

10. Übersteigt der Wert der eingeräumten 
Sicherheiten die Forderungen um mehr als 20 %, so 
ist der Verkäufer insoweit zur Rückübertragung oder 
Freigabe nach seiner Wahl verpflichtet. Mit Tilgung 
aller Forderungen des Verkäufers aus der 
Geschäftsverbindung gehen das Eigentum an der 
Vorbehaltsware und die abgetretenen Forderungen 
an den Käufer über. 
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Übernimmt der Verkäufer auch den Einbau, die 
Verlegung oder die Montage von Bauelementen, so ist 
die Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB), und 
zwar die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die 
Ausführung von Bauleistungen (VOB, Teil B) und die 
Allgemeinen Technischen Vorschriften für 
Bauleistungen (VOB, Teil C), Bestandteil aller 
Angebote und Verträge über solche Bauleistungen. 
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1. Erfüllungsort für die Lieferungen und Zahlungen des 
Kaufpreises sowie für die sonstigen Leistungen des 
Käufers ist stets der Ort der gewerblichen 
Niederlassung des Verkäufers. 

2. Alleiniger Gerichtsstand ist, wenn der Käufer 
Kaufmann ist, bei allen aus dem Vertragsverhältnis 
unmittelbar oder mittelbar sich ergebenden 
Streitigkeiten der Sitz des Verkäufers. Der Verkäufer 
ist jedoch auch berechtigt, am Sitz des Käufers zu 
klagen. 

3. Für die Rechtsbeziehungen im Zusammenhang mit 
diesem Vertrag gilt deutsches materielles Recht 
unter Ausschluss des Übereinkommens der 
Vereinten Nationen über Verträge über den 
internationalen Warenkauf (CISG). 
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1. Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser 
AVZ ganz oder teilweise unwirksam sein, so wird 
die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen hiervon 
nicht berührt. Das gilt nicht, wenn das Festhalten an 
dem Vertrag eine unzumutbare Härte für eine Partei 
darstellen würde. 

2. Im Falle einer Unwirksamkeit oder 
Teilunwirksamkeit einer Bestimmung sind die 
Vertragsparteien verpflichtet, eine umgehende 
Ersatzregelung zu treffen, die dem wirtschaftlichen 
Ergebnis der weggefallenen Klausel am nächsten 
kommt. 
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